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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Christine Schenk 
und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/1152 — 


Reaktionen der Bundesregierung auf Diskriminierungen von Frauen 
und Frauengruppen im Vorfeld der 4. Weltfrauenkonferenz in Peking 


Im Vorfeld der von den Vereinten Nationen 1992 an die Volksrepublik 
China als Gastgeberland vergebenen 4. Weltfrauenkonferenz häufen 
sich in letzter Zeit Berichte über die Diskriminierung bzw. massive 
Behinderung einzelner Teilnehmerinnen bzw. der teilnehmenden 
Nichtregierungsorganisationen (NGO). So soll sowohl Lesben als auch 
Aktivistinnen für das Recht auf Sexualerziehung, Aufklärung, Verhü- 
tung und Abtreibung die Einreise nach China gänzüch verwehrt wer- 
den. Die chinesische Regierung will ferner - auch auf Druck des Vati- 
kans - mehr als 200 Frauengruppen die Akkreditierung verweigern. 

Gleichzeitig wurde die Konferenz der NGO verlegt und soll nunmehr 
weitab vom offiziellen Treffen stattfinden. 

1. Wie schätzt die Bundesregierung die Bedeutung der Arbeit von 
NGO im nationalen wie auch internationalen Rahmen für das Er- 
reichen der Zielstellung der 4. Weltfrauenkonferenz ein? 


Die Nichtregierungsorganisationen leisten mit ihrer Arbeit einen 
nicht unerheblichen Beitrag für die 4. Weltfrauenkonferenz. 


2. Hält die Bundesregierung die Verweigerung der Einreise für Lesben 
durch die chinesische Regierung für gerechtfertigt? 

Hält die Bundesregierung die Verweigerung der Einreise für Aktivi- 
stinnen für gerechtfertigt, die sich für das Recht der Frauen auf 
Sexualerziehung, Aufklärung, Verhütung und Abtreibung ein- 
setzen? 

Wenn ja, welche Rechtfertigungsgründe sieht die Bundesregierung 
für ein solches Vorgehen? 

Wenn nein, welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
um sich wirksam für die unbehinderte Teilnahme aller Frauen und 
Frauengruppen an der Weltfrauenkonferenz einzusetzen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend vom 4. Mai 1995 übermittelt. 
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Die Entscheidung über die Zulassung von Nichtregierungsorgani- 
sationen als Beobachter der Weltfrauenkonferenz trifft die Frau- 
enrechtskommission der Vereinten Nationen als Vorbereitungs- 
ausschuß der Konferenz anhand von Vorschlägen des Sekreta- 
riats. Auf der letzten Sitzung der Frauenrechtskommission vom 
15. März bis 17. April 1995 hat das Sekretariat auf Anfrage der 
Europäischen Union mitgeteilt, daß es eine Gruppe von ca. 450 
Nichtregierungsorganisationen der Kommission nicht zur Zulas- 
sung vorgeschlagen habe, da die Prüfung ihrer Unterlagen erge- 
ben habe, daß sie nicht die Kriterien für eine Zulassung erfüllten. 

Eine daraufhin von der Europäischen Union eingebrachte Resolu- 
tion, für deren Annahme sich die Bundesregierung eingesetzt hat, 
wurde am 21. April 1995 von der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen ohne Gegenstimme bei einer Enthaltung (China) 
angenommen. Die Resolution gibt dem VN-Sekretariat auf, mit 
allen nicht zur Zulassung vorgeschlagenen Organisationen noch- 
mals Kontakt aufzunehmen und die Zulassungsvorschläge auf der 
Grundlage ggf. ergänzender Angaben zu überprüfen. 

Da die Frauenrechtskommission vor der Weltfrauenkonferenz in 
Peking nicht mehr Zusammentritt, soll der Wirtschafts- und Sozial- 
rat auf seiner Tagung vom 27. Juni bis 28. Juli 1995 über die 
endgültigen Zulassungen entscheiden. Die Entscheidung wird 
demnach letztlich weder von einem Vorbereitungsausschuß noch 
von der VR China, sondern von der Staatengemeinschaft ge- 
troffen. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß 
die Regierung der VR China eine Nichtregierungsorganisation, 
die als Beobachter zugelassen wurde, von der Teilnahme ausge- 
schlossen oder darauf hingewirkt hat. 


3. Hat die Bundesregierung im Rahmen der Vorbereitungstreffen für 
die Weltfrauenkonferenz in Wien und New York auf die Vereinten 
Nationen eingewirkt, um die erwähnten Diskriminierungen zu ver- 
hindern? 

Wenn ja, in welcher Form geschah dies, und welche Ergebnisse hat 
die Bundesregierung dabei erzielt? 

Wenn nein, weshalb hat die Bundesregierung dies versäumt? 


S. Antwort zu Frage 2. 


4. Ist die Bundesregierung beim Vertreter der Volksrepublik China und 
beim Vertreter des Vatikans in der Bundesrepubhk Deutschland 
vorstelhg geworden, um gegen die geplanten Diskriminierungen zu 
protestieren oder ist dies noch vorgesehen? 

Wenn ja, welche Konsequenzen wurden bei Nichtberücksichtigung 
des Protestes in Aussicht gestellt, und welche Ergebnisse hatte der 
Protest? 

Wenn nein, weshalb erwägt die Bundesregierung diese Schritte 
nicht? 


S. Antwort zu Frage 2. 
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5. Wird die Bundesregierung Lesben und Aktivistinnen, die sich für das 
Recht der Frauen auf Sexualerziehung, Aufklärung, Verhütung und 
Abtreibung einsetzen, die Teilnahme an der Weltfrauenkonferenz 
durch einen Platz in der Regierungsdelegation ermöglichen? 

Wenn nein, weshalb nicht, und welche anderen Möglichkeiten 
schlägt die Bundesregierung vor? 


Die Größe der Regierungsdelegation wird einen vertretbaren 
Umfang nicht überschreiten. Für Nichtregierungsorganisationen 
sind drei Plätze vorgesehen: für den Deutschen Frauenrat, für das 
NRO-Frauenforum sowie für eine Organisation aus dem Bereich 
der Entwicklungspolitik. 
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